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Die türkis-grüne

Sind grüne Regie-
rungsbeteiligungen in

europäischen Staaten etwas
Neues? Nein. Es gab oder
gibt sie schon in nicht weni-
ger als 17 europäischen Län-
dern: Belgien, Tschechien,
Deutschland, Dänemark,
Finnland, Frankreich, Ir-
land, Italien, Island, Luxem-
burg, Litauen, Malta, Neu-
seeland, Niederlande, Ru-
mänien, Slowenien und
Schweden.

Aktuell sind grüne Par-
teien – definiert als Par-

teien, die Mitglied bei der
entsprechenden Grünfrak-
tion im EU-Parlament sind
– in drei Regierungen vertre-
ten: Bei den Schweden, Fin-
nen und Luxemburgern. Zu-
sätzlich gibt es noch in Li-
tauen den Bund der Bauern
und Grünen Litauens, die
mit einer sozialdemokrati-
schen Abspaltung regieren.
Generell handelt es sich
überwiegend um die Zusam-
menarbeit von Grünparteien
mit „linken“ sozialdemokra-
tischen oder „nicht linken“
liberalen Parteien.

Betritt also die ÖVP als
rechtskonservative Par-

tei bei einer Partnerschaft
mit den heimischen Grünen
Neuland? Wiederum nein.
Ähnliche Koalitionen gab es
beispielsweise in Tschechien
(2006), Finnland (1995/99
und ab 2007), und Irland
(2007). Hinzu kommen Is-
land und Neuseeland sowie
unser Nachbarland Slowe-
nien 1992, das nach seiner
Unabhängigkeit von Ex-Ju-
goslawien eine extrem breite
Regierungskoalition hatte.

Wenn die ÖVP von Se-
bastian Kurz und Wer-

ner Koglers Grüne eine Re-

gierung bilden, so kann sich
diese wie fast immer auf eine
Mehrheit im von uns ge-
wählten Nationalrat stützen.
Allerdings stellen die beiden
Parteien „nur“ 97 von 183
Abgeordneten. Das sind
bloß fünf mehr als die Hälf-
te. Mehr noch: Bei 18 Koali-
tionsregierungen seit 1945 –
die Alleinherrschaft einer
Partei also ausgenommen –
hatten in der Geschichte der
Zweiten Republik noch nie
zwei Regierungspartner
einen kleineren Überhang
an Mandaten.

Mit anderen Worten:
Kurz und Kogler dürfen

sich in den eigenen Reihen
kaum Abweichler und Über-
läufer leisten, um Gesetze
durchzubringen. Bei nur ein
oder zwei Abgeordneten-
Stimmen über der National-
ratsmehrheit würden sie so-
wieso fünf Jahre lang nicht
ruhig schlafen, weil es jeder-

zeit Abtrünnige geben kann.
Im Bundesrat als Länder-
kammer freilich, der Geset-
ze bei einer Nicht-Bestäti-
gung verzögern kann, haben
ÖVP und Grüne gar keine
Mehrheit. Sondern SPÖ
und FPÖ, die sich freilich
nicht grün genug sind, um
ein gemeinsames Gegenge-
wicht zu einer Kurz-Kogler-
Regierung zu bilden.

Türkis und Grün er-
hielten am 29. Septem-

ber in der Nationalratswahl
gemeinsam rund 53 Prozent
der Stimmen. Das ist –
gleichauf mit ÖVP und FPÖ
einst im Jahr 2002 – auch
der vom Wahlergebnis her
kleinste rechnerische Wäh-
lerrückhalt, auf den sich eine
Koalition nach dem Zweiten
Weltkrieg jemals stützen
konnte. Für ÖVP und FPÖ
hatte es 2017 62 Prozent ge-
geben. Noch 2006 hatten die
damaligen Koalitionspart-

ner SPÖ und ÖVP gar fast
drei Viertel aller Wähler-
stimmen erhalten.

Ganz abgesehen von
den zeitgeschichtlichen

vierziger und fünfziger Jah-
ren des vorigen Jahrhun-
derts mit schwarz-roten „90
Prozent plus“-Mehrheiten
ist also der Regierungskon-
sens gesunken. Es wird also
naturgemäß in der Bevölke-
rung eine sehr gespaltene
Meinung geben, ob diese
Regierung gut oder schlecht
ist. Viel mehr polarisieren
als zuletzt Türkis-Blau, wo
immer nur die eigenen An-
hänger die angebliche Be-
liebtheit abfeierten und die
Gegner ebenso markt-
schreierisch vom Weltunter-
gang sprachen, das geht al-
lerdings kaum.

Was ÖVP und Grüne
sagen könnten: Bei uns

ist die Wahlbeteiligung da-
für besonders hoch! Jein.

Noch wissen wir nicht, ob ÖVP und Grüne eine Koalition bilden
werden. Das Regierungsprogramm und mögliche Minister sind seit
Monaten das Lieblingsthema jeder Gerüchteküche. Nichts Genaues
weiß man nicht. Ein paar Dinge lassen sich allerdings in Zahlen fassen.
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Koalition in Zahlen
Ganz so stimmt das nicht.
Oder nicht mehr. Im inter-
nationalen Vergleich aller
Parlamentswahlen seit 2017
bedeutet die österreichische
Beteiligungsrate von knapp
76 Prozent nur den 40.
Platz. Die Liste wird von
Nauru und Ruanda ange-
führt, was wahrscheinlich
viele auf der Landkarte erst
suchen müssen und besten-
falls semidemokratische
Staaten sind. Doch auch
acht Länder der EU, da-
runter Deutschland, wiesen
zuletzt eine höhere Prozent-
zahl von Wählern auf.

Was vielleicht auch in-
teressant ist: In Öster-

reich haben wir rund 35.000
Wahlberechtigte pro ge-
wählten Volksvertreter vul-
go Abgeordneten im Natio-
nalrat. In Spanien sind es
über 100.000, in Deutsch-
land, den Niederlanden und
Frankreich mehr als 80.000.
Lässt man Russland als De-
mokratie gelten, sind es
ebenda sogar über 240.000,
in Luxemburg hingegen
bloß 4000. Insgesamt hat
Österreich im Verhältnis zur
Einwohnerzahl durch-
schnittlich viele Politiker.

'Viel Finger-
spitzengefühl
erfordert eine
Koalitionsver-
handlung. Be-
sonders wenn
sie Sebastian
Kurz (links) und
Werner Kogler
führen, ging
man doch da-
von aus, dass
Türkis und
Grün mehr
trennt als eint.
In wenigen Ta-
gen könnten sie
tatsächlich die
neue Bundesre-
gierung bilden,
um dann Hand
in Hand Öster-
reich in die
Zukunft zu
führen.

Ausgewählte EU-Länder

Stimmenanteile in Prozent

Regierungsbeteiligung

Jüngste nationale Parlamentswahl

EU-Wahl 2019
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11,5
(2019)

FIN

16,0

9,9
(2018)

LAT

5,3

22,5
(2016)

LIT

12,6

6,1
(2019)

BEL

7,6

15,1
(2018)

LUX

18,9

4,3
(2017)

FRA

13,5

9,1
(2017)

NED

10,9

8,9
(2017)

GER

20,5

13,9
(2019)

AUT

14,1

Quelle: APA

Erfolgreiche Grünparteien in Europa
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